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Schichteinteilung abwichen. Mit dem morgendlichen Anmelden und nachmittäglichem Ab­

melden im Zeiterfassungssystem habe der Kläger bei ihr den Eindruck erweckt, seiner ar­

beitsvertraglich geschuldeten Tätigkeit nachzukommen und sich auf dem Betriebsgelände 

aufzuhalten. Tatsächlich habe er aber in diesem Zeitraum gerade nicht gearbeitet, sondern 

an einem Streik teilgenommen. 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitgegenstandes wird auf die ge­

wechselten Schriftsätze, Anlagen und Protokolle verwiesen. 

Entscheidungsgründe 

Die Klage ist zulässig und auch begründet. 

Entgegen allerdings der Auffassung des Klägers hat er gegen arbeitsvertragliche Pflichten 

verstoßen, indem er sich für die genaue Zeit der Streikteilnahme im betrieblichen Zeiterfas­

sungssystem nicht aus- und wieder eingestempelt hat. Gleichwohl ist die Abmahnung un­

begründet, da sich der Vorwurf des Arbeitszeitbetruges gegenüber dem Kläger als unzu­

treffend erweist. Hierzu im Einzelnen: 

1. 

1. 

Unstreitig besteht im Unternehmen der Beklagten ein elektronisches Zeiterfassungssystem. 

Mit der Einführung des Zeiterfassungssystems zur Erfassung der Arbeitszeiten der Mitar­

beiter war auch der Kläger verpflichtet, die realen Zeiten seiner Streikteilnahme durch das 

Ausstempeln zu Beginn des Warnstreiks und das Einstempeln bei Beendigung der Teil­

nahme am Warnstreik zu dokumentieren. Der Streikaufruf berechtigte den Kläger nicht, die 

betriebliche Ordnung oder Verhaltensregeln zu missachten, wie hier die Nutzung des Zeit­

erfassungssystems. Dabei kommt es nicht darauf an, ob der Kläger die E-Mail der Beklag­

ten vom 16.01.2020 tatsächlich erhalten hat. Der Kläger hat den Erhalt nicht bestritten. Aber 

auch ohne ein förmliches Bestreiten des Erhalts ist der tatsächliche Zugang generell für die 

Mitarbeiter der Beklagten eher unwahrscheinlich. Die E-Mail datiert zwar vom 16.01.2020, 

allerdings richtet sie sich an die  und wurde 

um 15: 15 Uhr gesendet. Wenn anzunehmen ist, dass sich die Schichtzeiten des Klägers 
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Andernfalls könnte der Arbeitgeber verlangen, dass die Zeit der Streikteilnahme 

vor- oder nachgearbeitet wird. Dies stünde im Widerspruch zum Suspensiveffekt 

des Streiks. Im Übrigen hätten dann auch die Arbeitnehmer das Recht, Streit­

zeiten vor- oder nachzuarbeiten, was zu einer nicht unerheblichen Veränderung 

des Paritätsgefüges im Arbeitskampfführen könnte (vgl. Löwisch, AR-Blattei ES 

170.2 Nr. 49). 

Führt die Streikteilnahme zu einer ihrer Dauer entsprechenden Kürzung der Sol/­

Arbeitszeit, hat dies eine entsprechende Minderung der Entgeltzahlungspflicht 

des Arbeitgebers zur Folge. 

Der Arbeitgeber, hier die Beklagte, ist nicht verpflichtet, für die Zeit der Streikteilnahme Ent­

gelt zu leisten. Diese Rechtsfolge tritt grundsätzlich auch bei Geltung einer Gleitzeitrege­

lung ein (vgl. BAG 26. 07. 05, a. a. 0., Orientierungss. 1), es sei denn, es liegt eine 100-

prozentige eigenverantwortliche Arbeitszeitregelung des Mitarbeiters vor. Für den Kläger 

bestand daher die Verpflichtung, die realen Zeiten seiner Streikteilnahme im Zeiterfas­

sungssystem zu dokumentieren. Dabei kommt es nicht darauf an, dass die Beklagte selbst 

während der Streikteilnahme Mitarbeiter vor Ort hatte, die Listen über die Streikteilnehmer 

führten. Diese „manuell" erfassten Streikzeiten mögen der Beklagten späterhin zur Berech­

nung des Entgeltabzugs gedient haben, sie heben jedoch die Verpflichtung des Klägers zur 

Dokumentation im Zeiterfassungssystem nicht auf. Der Streikaufruf berechtigte den Kläger 

nicht, sonstige betriebliche Ordnungs- oder Verhaltensregeln zu missachten (vgl. LAG 

Hamm, Urteil vom 25. 05. 1993 - 4 Sa 11/93, Rn. 71 - juris zum Betätigen der elektronischen 

Stechuhr). 

Zusammenfassend bestand für den Kläger die Verpflichtung, sich für die Zeit der Streikteil­

nahme im elektronischen Zeiterfassungssystem der Beklagten auszustempeln und wie­

der einzustempeln. Das tatsächlich erfolgte morgendliche Einstempeln und nachmit­

tägliche Ausstempeln reicht für die reale Erfassung der abzugsfähigen Streikzeit, die 

keine Arbeitszeit und nicht vergütungspflichtig ist, nicht aus. 
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5. 

Wenngleich die Kammer eine Verletzung der vertraglichen Pflichten des Klägers wegen 

nicht korrekter Nutzung des elektronischen Zeiterfassungssystems der Beklagten bejaht 

und die Verletzung dieser vertraglichen Pflichten auch eine Abmahnung begründen kann, 

ist die Abmahnung gleichwohl unbegründet und dem Entfernungsanspruch des Klägers 

stattzugeben. 

a) Mit der Abmahnung vom 27.01.2020 wird dem Kläger zugleich ein Arbeitszeitbetrug

vorgeworfen (s. Überschrift der Abmahnung und Abs. 3). Dass der Kläger mit der

„Falschdokumentation" bei der Beklagten einen Arbeitszeitbetrug beabsichtigt hat, lässt

sich zur Überzeugung der Kammer nicht feststellen. Dagegen sprechen die äußeren

Umstände, wonach die Beklagte Kenntnis hatte von

- dem Streikaufruf mit genauer Streikdauer,

der fehlerhaften Information der Gewerkschaft über die Nichtverpflichtung der

Streikteilnehmer zum Ein- und Ausstempeln im Zeiterfassungssystem,

der Streikteilnahme durch „Vorort-Aufzeichnungen" eigener Mitarbeiter, die offen­

sichtlich auch dem Kläger nicht verborgen geblieben sind.

Die Intention des Klägers war nicht, die Streikteilnahme zu verheimlichen und die Be­

klagte heimlich zu einer Entgeltzahlung zu veranlassen, sondern „nur" sein Recht auf 

eine Streikteilnahme umzusetzen mit der fehlerhaft subjektiven Annahme, mit dem mor­

gendlichen Einstempeln und nachmittäglichen Ausstempeln bei Verlassen des Arbeits­

platzes sei die Beklagte ausreichend über seine Streikteilnahme informiert und es be­

dürfe keiner „zusätzlichen" Zeiterfassung der Streikteilnahme. 

Vor diesem Hintergrund erweist sich die Würdigung der Beklagten, dass die Pflichtver­

letzung des Klägers „auch" einen Arbeitszeitbetrug darstellt, als unzutreffend. 

b) Enthält die Abmahnung unrichtige Tatsachenbehauptungen oder beruht sie auf einer

unzutreffenden rechtlichen Bewertung des Verhaltens des Arbeitnehmers, kann der Ar­

beitnehmer die Beseitigung dieser Störung (Beseitigung und Rücknahme einer unge­

rechtfertigten Abmahnung) verlangen (vgl. Küttner, Personalbuch 2020, Abmahnung

Rn. 38). Hier gelten zur Überzeugung der Kammer auch jene Grundsätze des BAG zur

Unwirksamkeit einer Abmahnung, wenn diese auf mehrere Vertragsverstöße gestützt
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wird, von denen einige zu Unrecht erhoben werden oder sie aus formalen Gründen 

unwirksam sind (BAG 19. 02. 09 - 2 AZR 603/07 = NZA 2009, 894). Es bleibt allerdings 

der Beklagten überlassen, eine formgerechte oder auf die zutreffenden bzw. nachge­

wiesenen Pflichtverletzungen beschränkte Abmahnung auszusprechen (BAG 13. 3. 91 

- 5 AZR 133/90 = NZA 1991, 768). Eine gerichtliche Entscheidung, die eine Abmahnung

,,teilweise" aufrechterhält, ist nicht zulässig. 

Im Ergebnis ist trotz Verletzung vertraglicher Pflichten des Klägers dem Klageantrag statt­

zugeben. 

11. 

Die Kostenentscheidung ergeht gern. § 46 Abs. 2 ArbGG i. V. mit§ 91 Abs. 1 ZPO. Danach 

trägt die Beklagte als unterliegende Prozesspartei die Kosten des Verfahrens. 

111. 

Die Streitwertfestsetzung beruht auf den§§ 46 Abs. 2, 61 Abs. 2 ArbGG i. V. mit§ 3 ZPO. 

Dabei ist die Festsetzung in Höhe eines Monatsbruttoentgeltes des Klägers angemessen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Für den Kläger ist gegen dieses Urteil kein Rechtsmittel gegeben. 

Die Beklagte kann gegen dieses Urteil Berufung einlegen. 

Die Berufung muss innerhalb 

einer Notfrist* von einem Monat 

nach Zustellung dieses Urteils schriftlich beim 

Landesarbeitsgericht Sachsen-Anhalt 

Justizzentrum Halle 

Thüringer Str. 16 

06112 Halle (Saale) 
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